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"Arbeit muss sich wieder lohnen!"

Nach 5 Jahren Hartz IV: Neuer Reformbedarf auf dem Weg 
Deutschlands in das Ausbeutungsparadies "Billiglohnland"

Zum Jahrestag der Hartz-IV-Gesetz-
gebung zieht die Nation Bilanz, – und 
die fällt nicht eben überzeugend aus: 
Angeregt durch das Verfassungsge-
richts-Urteil vom 9.2., das Teile der 
Regelungen verwirft, melden Politik 
und Öffentlichkeit allenthalben Ver-
besserungsbedarf an: Zu viele recht-
liche Einsprüche, zu kompliziert, zu 
lasch, keiner blickt mehr durch, zu teu-
er, zu inef! zient, unwürdig usw. usf. 
So richtig in Atem hält die Republik 
letztlich aber der Außenminister mit 
seiner Warnung, dass auch in heutigen 
Zeiten dem Volke keinesfalls „anstren-
gungsloser Wohlstand“ versprochen 
werden dürfe. Das wollte ihm dann 
so gut wie keiner durchgehen lassen: 
Das Leben mit Hartz-IV-Bezügen 
– ein „altrömisch-dekadentes“ Zu-
ckerschlecken? Hohe Zeit also für 
beißende Ironie und kritische Fragen 
an den FDP-Vorsitzenden: Pauschale 
Verunglimpfung der Unterschicht, die 
es in der Krise schwer genug hat, das 
geht nicht, zumal „wir“ natürlich so-
fort gemerkt haben, dass Westerwelle 
mit den „provokanten Äußerungen“ 
nur seine schlechten Umfragewer-
te aufpeppen wollte. Die öffentliche 
Zurechtweisung des Außenministers 
(Die Kanzlerin: „Das sind nicht mei-
ne Worte.“) hat moralische Gemüter 
einigermaßen zufrieden gestellt, letzt-

lich verstellt sie aber den Blick erstens 
auf eine nüchterne Bilanz, die über 
die„tiefgreifendste Sozialreform der 
letzten Jahrzehnte“und ihre Bedeutung 
für Arbeiten und Leben in dieser Repu-
blik zu ziehen wäre. Und zweitens auf 
die Reformperspektiven, mit denen die 
schwarz-gelbe Regierung an die  sozi-
alpolitischen Leistungen ihrer Vorgän-
ger anknüpfen will.

***

Die Bilanz des Wirkens der vier „Ge-
setze für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt“, welche den Namen 
des Ex-VW-Personalchefs tragen, und 
der „Agenda 2010“ ist überzeugend: 
Die Verfügung über Arbeit zum Zwe-
cke der Vermehrung des Geldes der 
Anwender ist in Deutschland billiger 
geworden, und die Verfügung über 
Arbeitskräfte ist von so gut wie allen 
lästigen sozialpolitischen Schranken 
befreit worden: Wer will und kann, darf 
Arbeitskräfte zu jedem Preis anheuern, 
so lang und so kurz, wie er es braucht, 
Arbeiter dürfen verliehen, geringfügig 
oder mit grenzenloser Überarbeit, als 
Tagelöhner usw. beschäftigt werden, 
und zwar hochof! ziell, rechtlich, oft 
tarifvertraglich geregelt, und so von 
jedem Ruch illegaler Ausbeutung be-
freit. Und: Stets ! nden sich genügend 
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Menschen, die das auch tun müssen. 
Zu verdanken haben die Anwender 
von Arbeit diese paradiesischen Zu-
stände dem erfolgreichen Zusammen-
wirken ihrer eigenen ökonomischen 
Erpressungsmacht, welche sie mit der 
Schaffung von Millionen Über" üssi-
ger gesteigert haben, und Schröders 
rot-grüner Reformmannschaft, die 
ihr Tun der Entfaltung dieser privaten 
Erpressungsmacht widmet. Aus der 
Massenarbeitslosigkeit zur Mitte des 
Jahrzehnts zieht die nämlich einen 
sinnigen Schluss: Wenn Millionen 
dauerhaft marktwirtschaftlich über-
" üssig sind, muss das an „Beschäfti-
gungshindernissen“ liegen, die man 
auf den „zu teuren“ Sozialstaat, also 
auf Leistungsansprüche von alten, 
kranken oder arbeitslosen Versicher-
ten und auf eine „verkrustete, überre-
gulierte“ staatliche Geschäftsordnung 
des Arbeitsmarkts zurückführt.
Wenn in Deutschland mehr rentabel 
gearbeitet werden soll, muss Arbeit 
billiger und freier verfügbar werden# 
lautet das vorwärtsweisende Cre-
do der Sozialpolitiker, die mit zahl-
losen „Strukturreformen“ nicht nur 
die Lohnnebenkosten senken, son-
dern neuen Lohnarbeiterexistenzen 
wie „Leih- und Zeitarbeitern“ zum 
Durchbruch verhelfen. Schließlich 
soll die Freiheit kapitalistischer Kal-
kulation entfesselt werden, durch ein 
Billigangebot an die Unternehmer, 
die dieses seither vom Handwerker 
bis hinauf zum multinationalen Kon-
zern weidlich nutzen, so sehr, dass 
Kanzler Schröder schon 2005 auf 

dem Weltwirtschaftsforum Davos in 
aller Bescheidenheit damit für seinen 
Standort werben kann: „Wir haben ei-
nen der besten Niedriglohnsektoren 
aufgebaut, den es in Europa gibt#“ - 
nicht zuletzt dank der Krönung die-
ses edlen Reformwerkes, dem vierten 
„Gesetz für moderne Dienstleistungen 
am Arbeitsmarkt“,von unverbesser-
lichen Sozialromantikern als „Armut 
per Gesetz“ beschimpft. Den innova-
tiven Regierenden gelingt es mit der 
Zusammenführung von Arbeitslosen-
hilfe und Sozialhilfe, die bundesdeut-
sche Gesellschaft um einen neuen 
Typus von Elendsgestalt zwischen Ar-
beitslosigkeit und Erwerbsarbeit zu 
bereichern: weder arbeitslos mit Aus-
sicht auf reguläre Beschäftigung, noch 
sozialpolitisch als Muster ohne Wert 
endgültig abgeschrieben. Arbeitsfä-
higen Arbeitslosen nämlich zeichnet 
das neue Gesetz einen beeindruckend 
" otten Karriereweg vor: Nach etwa 
einem Jahr Arbeitslosigkeit ist das 
Arbeitslosengeld I zu Ende. Damit 
ist Schluss mit Lohnersatzleistungen 
(einem Prozentsatz vom bisherigen 
Lohn) und der damit verknüpften Per-
spektive und Hoffnung auf eine Neu-
anstellung, die in Sachen Geld und 
Quali! kation ungefähr der bisherigen 
entspricht. Die Behörde fällt das Ur-
teil, dass aus diesem Menschen kein 
regulär Beschäftigter mehr wird und 
stürzt den nunmehr Langzeitarbeitslo-
sen in eine neue sozialstaatliche Welt: 
Sie fordert den weitgehenden Verzehr 
des Privatvermögens, ehe der „Kun-
de“ der Arbeitsagentur ein staatlich 
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de! niertes Existenzminimum gewährt 
bekommt. Allerdings nicht einfach 
so: Gratis dazu erhält der „Kunde“ 
die „Förderung“ von Beschäftigung 
– dies die hö" iche Umschreibung für 
den staatlichen Zwang, jede Arbeit und 
Umschulung anzunehmen, die vom 
Fallmanager angeboten wird. Fällt da-
bei ein „Hinzuverdienst“an, darf der 
Hartz-IV-Empfänger mit ihm dazu 
beitragen, die staatlichen Unkosten für 
den Erhalt seiner kapitalistisch über-
" üssigen Person zu senken: Der Staat 
zieht den „Hinzuverdienst“ vom Re-
gelsatz der Grundversorgung ab. Für 
seine gute Tat darf der „Hinzuverdie-
ner“ etwas vom Verdienten behalten, 
seine einzige Möglichkeit, sich aus 
dem Leben unter Regelsätzen etwas 
herauszuarbeiten. Diese sinnreiche 
Kombination von „Fordern und För-
dern“ stellt das stehende Millionenheer 
der Hartz-IV-Empfänger in den neuen 
Status zwischen Arbeitslosigkeit, Ar-
beitszwang und -gelegenheit, worin es 
einen wesentlichen Dienst verrichtet.
Es erlaubt Kapitalisten aller Couleur 
eine aussichtsreiche Kalkulation: Man 
tritt staatlich drangsalierten Arbeitslo-
sen gegenüber, denen jede Kalkulation 
in Sachen Bezahlung verboten ist, und 
bezahlt dementsprechend. So reißen 
alle möglichen Formen von Billigstbe-
schäftigung ein; der Staat selbst geht 
mit gutem Beispiel voran, exerziert 
mit kommunalen 1-€-Jobs vor, wie er 
sein Zwangsregime meint, und dass 
auch schäbigste Bezahlung weder den 
Geber noch den Nehmer von Arbeit 
schändet.

Leute zu elenden Bedingungen für 
ein paar Euro die Stunde anstellen, 
das haben einzelne Arbeitgeber auch 
vor Hartz-IV betrieben. Jetzt, wo von 
Staats wegen massenhaft Leute exis-
tieren, die zu jedem Preis arbeiten müs-
sen, wird dieses vornehme Geschäft in 
einem der „reichsten Länder der Welt“ 
allgemeine Übung: Zahllose Gewer-
betreibende schaffen nicht nur neue 
Unternehmungen, für deren Wachs-
tum sie sich von vornherein auf dem 
neuen Hartz-IV-Arbeitsmarkt bedie-
nen. Als ! ndige Nutznießer der staat-
lichen Freiheiten sorgen sie auf noch 
andere Art für eine schlagartige Ver-
mehrung derartiger Arbeitsverhältnis-
se: Sie entlassen Stammbelegschaften, 
um sie in neu gegründeten Subunter-
nehmen billiger wieder einzustel-
len; sie ziehen neue Abteilungen mit 
neuem Billigpersonal hoch usw. Der-
gestalt wandeln sie haufenweise re-
guläre Beschäftigung in niedriger 
bezahlte um, so dass darüber neue 
Billiglohn-Branchen entstehen, deren 
Dienstleistungen wiederum bei allen 
kapitalistischen Unternehmen kosten-
senkend wirken. So holt man mieseste 
Arbeit ohne Lohngrenze nach unten 
endgültig aus der „Schmuddelecke“ 
der bundesdeutschen Gesellschaft.

***

So weit so gut: Deutschland hat 2010 
nicht nur einen Niedriglohn-Sektor, 
es ist ein veritables, hochmodernes 
Niedriglohn-Land geworden: Hun-
gerlöhne in manchen Branchen und 
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der Druck der Arbeitslosen wirken 
segensreich auf das nationale Lohn-
niveau insgesamt, so dass Hightech-
Kapitalproduktivität, billige Löhne 
und alle Freiheiten im Umgang mit 
der Arbeitskraft, die man vormals mit 
dem Unwort „Manchester“ zu titulie-
ren p" egte, in schönster Koexistenz 
leben. Aus den Verheißungen, welche 
mit der Etablierung der Hartz-Gesetze 
dem (arbeitslosen) Volk verabreicht 
wurden, ist etwas geworden; aller-
dings wohl etwas anderes, als die Be-
troffenen, die auf eine Rückkehr in den 
sogenannten ersten Arbeitsmarkt setz-
ten, sich erhofft haben: Die Zahl der 
of! ziell registrierten Arbeitslosen ist 
von etwa fünf Millionen auf 3,5 Milli-
onen gesunken. Die Zahl der Bedürfti-
gen, die auf staatliche Grundsicherung 
nach Hartz-IV angewiesen sind, hat 
dabei aber nicht abgenommen, im Ge-
genteil: Heute arbeiten Millionen in 
Beschäftigungsverhältnissen, deren 
gemeinsamer Nenner die systemati-
sche Trennung des Lohnes von seiner 
Funktion ist, seinem Bezieher einen 
Lebensunterhalt zu gewähren. Sie bil-
den den neuen, sozialpolitisch aner-
kannten Stand der working poor.
Zufrieden sind die politisch Verant-
wortlichen im Zieljahr der Agenda 
2010 mit ihrer Reform dennoch nicht 
wirklich – und zwar wegen einer Kehr-
seite des mit ihr erreichten Erfolgs. 
Vor fünf Jahren hat man eine abschre-
ckend niedrige Grundsicherung einge-
führt, um die Arbeitslosen zu zwingen, 
sich irgendeine Arbeit zu suchen; und 
man ist davon ausgegangen, dass die-

jenigen, die Arbeit ! nden, aufhören 
„Kunden“ der Arbeitsagentur zu sein; 
dass diejenigen aber, die keine richti-
ge Anstellung ! nden und auf Hartz-IV 
angewiesen bleiben, mit ihren hinzu-
verdienten Euros die Unkosten senken 
helfen, die ihr Leben dem Staat ver-
ursacht. Dank des nunmehr etablier-
ten Niedriglohnsektors erscheint die 
Trennung zwischen Arbeitslosen, die 
Unterstützung brauchen, und Arbeits-
platzbesitzern, die Steuern zahlen, 
antiquiert; daher erscheint auch das 
Anreizsystem, mit dem die Behörde 
ihre „Kunden“ zur Aufnahme von Ar-
beit „motiviert“, nunmehr kontrapro-
duktiv und soll korrigiert werden:
„Der Koalitionsvertrag sieht eine 
deutliche Verbesserung der sog. „Hin-
zuverdienstregelungen“ in der Grund-
sicherung für Arbeitssuchende vor, 
um den Anreiz zur Aufnahme einer 
voll sozialversicherungsp" ichtigen 
Beschäftigung zu erhöhen. Ziel ist es 
zu verhindern, dass sich Langzeitar-
beitslose mit geringfügiger Beschäfti-
gung zufrieden geben und in Minijobs 
verharren. Die Hinzuverdienstgrenzen 
sollen so gestaltet werden, dass sie 
stärker zu einer Vollzeitbeschäftigung 
motivieren.“ (Kabinettsvorlage, FAZ 
21.4.10.) Die noch gültigen Hinzuver-
dienst-Regelungen gehen davon aus, 
dass die Grundsicherung mit ihren 
351 Euro plus Wohnkostenübernah-
me für nicht oder kaum beschäftigte 
Arbeitnehmer das passende Maß des 
Lebensunterhalts ist, dass richtig be-
schäftigte Leute dagegen viel mehr 
verdienen und auf eigenen Füßen 
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stehen. Hartz-IV-Empfänger dürfen 
daher von den ersten 400 hinzuver-
dienten Euros einen größeren Pro-
zentsatz behalten, damit sie überhaupt 
einen Anreiz zur Arbeit haben; von 
Lohn aber, der darüber hinausgeht, 
müssen sie mehr abgeben, weil sie ja 
schon die Grundsicherung und oben-
drein ihr selbst verdientes Taschen-
geld beziehen. Diese Abstufung wird 
jetzt als „Beschäftigungshindernis“ 
ins Visier genommen: Man habe, heißt 
es, die Annahme von Minijobs be-
lohnt; die Aufnahme von mehr Arbeit 
bis hin zu Vollzeitstellen aber bestraft, 
weil der Mensch nicht oder kaum über 
die Grundsicherung hinauskommt, 
wenn er den größten Teil des Verdien-
ten bei der Staatskasse abliefern muss 
bzw. von seiner Sozialhilfe abgezogen 
bekommt. Vorbei ist eben die Zeit, in 
der sich ein Vollzeit-Beschäftigter da-
ran nicht stören musste, weil er sowie-
so viel mehr als diese Hungerration 
verdient und sich gerne aus der So-
zialhilfe verabschiedet: Mehr als das 
Grundsicherungsniveau wird in vielen 
Branchen auch für die volle Arbeits-
woche nicht mehr bezahlt.
Historisch überholt sind auch die Be-
denken des damaligen Arbeitsminis-
ters Müntefering dagegen dass Leute, 
die mehr oder weniger Vollzeit arbei-
ten, dennoch „Anspruch auf ergänzen-
de Leistungen“ nach Sozialgesetzbuch 
II haben sollten. Er witterte da Miss-
brauch durch die Herren Unterneh-
mer, die ihre Arbeitskräfte regulär 
benutzen und die Kosten für deren Le-
bensunterhalt beim Staat abladen. Er 

forderte, solche „Mitnahmeeffekte“ 
nicht zu dulden und Vollzeit-Beschäf-
tigung unterhalb eines Mindestlohnni-
veaus zu unterbinden.
Die schwarz-gelben Regierenden 
haben das nie unterstützt, jetzt pro-
pagieren sie offen den sozialpoli-
tischen „Paradigmenwechsel“: Sie 
verabschieden den Arbeitslosen als 
entscheidende Problem! gur der Ar-
beitsmarktpolitik und die Vermittlung 
in Arbeit als deren große Aufgabe; 
an ihrer Stelle küren sie den „Auf-
stocker“ zur neuen Leit! gur. Die Be-
troffenen müssen sich also umstellen 
und lernen, als was sie bei der Poli-
tik allenfalls noch Verständnis ! nden 
können: „Langzeitarbeitslose müs-
sen von der Vorstellung loskommen: 
'Ich habe Hartz IV und verdiene was 
dazu.' Stattdessen muss es einen An-
reiz geben zu sagen: 'Ich verdiene so 
gut es geht, und wenn es nicht reicht, 
dann zahlt die Gemeinschaft was 
dazu.'“ (Arbeitsministerin von der 
Leyen, SZ, 14.1.) Die Arbeitsminis-
terin belehrt eben vor allem darüber, 
von welchen „Vorstellungen“ die Po-
litik selbst „loskommen“ will: Zuerst 
von der „Vorstellung“, man müs-
se vom Arbeitslohn irgendwie doch 
auch leben können; das ist, dem Wirt-
schaftsweisen Hans Werner Sinn vom 
Münchner IFO-Institut zufolge eine 
rückwärtsgewandte, rundum „dumme 
Idee“. Zweitens muss die Politik da-
von loskommen, die Arbeitslosen zu 
versorgen und zu verwalten; die Ali-
mentierung von Überzähligen ist eine 
unproduktive Verschwendung von 
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Staatsgeldern. Statt dessen soll sie 
rentable, also billige Lohnarbeit mo-
bilisieren; irgendwelche Anwendung, 
wenn Arbeit nur billig genug ist, wird 
sich schon ! nden – und das kleine 
Problem, dass von solcher Arbeit kein 
Mensch mehr leben kann, bewältigt 
die Politik mit einer Kombination aus 
privat gezahltem Lohn und öffentli-
cher Sozialhilfe.
Dieses neue Bekenntnis zum staat-
lich aufgestockten Billiglohn schließt 
selbstredend ein und nicht aus, dass 
es dabei immer etwas zu verbessern 
und verkehrte Entwicklungen zu 
korrigieren gibt. Dass der Staat nur 
dann aus öffentlichen Mitteln etwas 
drau" egen möchte auf das nicht aus-
reichende Verdienst von Billigpro-
leten, wenn es gar nicht anders geht, 
will er schon allen Beteiligten ein-
bleuen. Den Nehmern von Arbeit ist 
neben Anreizen (verbesserte Hinzu-
verdienstregelungen) auch mit immer-
währenden Drohungen klarzumachen, 
dass nicht Hinzuverdienste die Grund-
sicherung aufstocken, sondern umge-
kehrt. Schon ist wieder viel die Rede 
von Sparmöglichkeiten bei Hartz-IV 
(Streichen des Elterngelds und Sen-
kung der Heizkostenzuschüsse schon 
beschlossen#). Und laufend wird in 
Anknüpfung an Roland Koch öffent-
lich drüber nachgebrütet, wie man 
ein wenig Arbeitszwang („freiwillige 
Bürgerarbeit“) einführen könnte, um 
das Dasein als Empfänger von staat-
licher Hilfe möglichst unerträglich 
und dadurch die Aufnahme von be-
zahlter Arbeit jeglicher Art „lohnend“ 

zu machen. Aber auch den Gebern 
von Arbeit ist klarzumachen, dass der 
Staat nicht beliebig und unbesehen 
Geschenke an sie verteilen möchte, 
wenn er ihnen durch seine Aufstocke-
rei Lohnkosten erspart. Unfreiwilli-
ge Subventionierer von Geschäften 
wollen unsere Politiker nicht werden. 
Und so entdecken sie allenthalben mit 
der Einführung ihres schönen Nied-
riglohnsektors auch Fälle von Miß-
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brauch desselben. Wenn Schlecker 
seine Verkäuferinnen entlässt und als 
Leiharbeiterinnen bei einem drastisch 
gesenkten Entgelt wieder einstellt, so 
ist dies zwar eine innovative Nutzung 
der neuen gesetzlichen Regelungen, 
soll aber als Verstoß gegen diese gel-
ten. Wenn ganze Branchen ihr Ge-
schäft auf Niedriglohn gründen und 
mit dem Aufstocken der Löhne durch 
Hartz-IV kalkulieren, dann sagt auch 
die schwarz-gelbe Koalition einmal 
Njet# und führt Mindestlöhne ein, wie 
in der P" ege, der Weiterbildung u. a. 
Staatliche Kosten für den Niedrig-
lohnsektor: Ja, aber nur wenn nötig, 
also so wenig wie möglich#

***

Natürlich verklickern demokratische 
Politiker die geplante Reform den Be-
troffenen als großartigen Dienst an 
ihnen. Sie wissen um die Qualität ih-
res Armutsregimes und die Millionen 
armer Schlucker, die „von der Stütze 
wegkommen wollen“ und dafür jedes 
staatliche und private Angebot anneh-
men. So gesehen ist es ein großher-
ziges Angebot an die working poor, 
dass sie mehr arbeiten und verdienen 
dürfen, ohne dass ihnen das Verdien-
te gleich wieder weggenommen wird. 
Der Spruch, mit dem Sozialpolitiker 
ihre Initiative verkaufen - „Arbeit 
muss sich wieder lohnen#“ -, zeigt 
eine zynische Fürsorglichkeit: Arbeit, 
die sich für den Arbeitenden noch 
nicht einmal in dem trostlosen Sinn 
lohnt, dass sie ein Existenzminimum 

abwerfen würde, lohnt sich dadurch, 
dass das resultierende Kombi-Ein-
kommen zu irgendeinem Betrag über 
der Hartz-IV-Grundsicherung liegt. 
Dass auch das eine echte Hilfe ist, 
lassen sich Presse und TV von aus-
gesuchten Musterexemplaren des 
neuen sozialstaatlichen Leitbilds be-
zeugen: Sie zerren arme Wichte, die 
genötigt und bereit sind zu „Nehme 
jede Arbeit#“, ans Licht der Öffent-
lichkeit, animieren sie dazu, das Vor-
urteil, sie seien faul, zu dementieren 
und ihre Ehre in die Versicherung zu 
legen, dass ihnen das Wichtigste ist, 
überhaupt arbeiten zu dürfen. Mit 
dem geplanten Kombilohn könnten 
sie es sich besser leisten, für einen 
Hungerlohn zu arbeiten und den-
noch überleben. Ist das nicht schön#

Dass darüber weder die Arbeitslosig-
keit verschwindet noch der Kreis von 
Grundsicherungsberechtigten kleiner 
wird, ist absehbar. Aber darum geht es 
auch nicht: Die schwarz-gelbe Regie-
rung baut den Niedriglohnsektor aus 
und macht ihn zu einem Teil der ge-
regelten deutschen Normalität, wenn 
sie auf ihre Weise dafür sorgt, dass 
„Arbeit sich wieder lohnt“: - Für die 
arbeitenden Armen, denen die Staats-
gewalt einen unhaltbaren Lebensun-
terhalt auf niedrigstem Niveau haltbar 
macht; sie können und müssen mehr 
solche Arbeitsangebote annehmen.
Für die Unternehmer sowieso, denen 
ein Teil der Unkosten für die Verfüg-
barkeit ihrer Arbeitskräfte abgenom-
men wird; sie haben einen schönen 
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Anreiz, mehr solche Arbeitsplätze an-
zubieten. - Und für den Staat selbst, 
der den nationalen Preis der Arbeit 
senkt, ohne sein Budget zu stark in 

Zu den ethnischen Pogromen in Kir-
gistan werden alle möglichen Hin-
tergrundinformationen serviert. 
Eigentlich sei Stalin schuld, weil er 
die Grenzen gleichgültig gegenüber 
traditioneller Besiedlung durch Kir-
gisen, Usbeken, Tadschiken gezogen 
habe. Die Gegend sei ein Umschlag-
platz für Rauschgift, entsprechend 
hätten ma! ose Gangs mit ethnischem 
Schwerpunkt dort Rechnungen ge-
geneinander zu begleichen. Der von 
der Macht vertriebene Ex-Präsident 
wiegele mit seinen Clanmitgliedern 
die Volksgruppen gegeneinander auf, 
um das von verkehrten Nachfolgern 
regierte Land zu destabilisieren. Die 
Regierungen der Region seien zu 
schwach, um einzugreifen, die Paten 
Russland oder USA zögerten…
Stets bleibt aber offen, wieso Volks-
gruppen wie Kirgisen oder Usbeken 
von Haus aus dazu neigen sollten 
bzw. leicht dafür eingespannt wer-
den können, aufeinander los zu gehen 
und regelrechte Massaker aneinander 
anzurichten. Dass so etwas schnell 
mal vorkommt, gerade auch bei Men-

"Kirgisen gegen Usbeken"

Mörderisches Volk?

schen, die zuvor lange miteinander 
ausgekommen sind, in Kirgisien wie 
in Jugoslawien, Ruanda oder sonst-
wo, ist anscheinend vielen durchaus 
irgendwie verständlich, auch wenn 
man das natürlich überhaupt nicht 
schön ! ndet. Der Ruf nach Eingriffen 
von oben, nach einer zivilisierenden 
Staatsgewalt, scheint dann der einzige 
Ausweg zu sein. Aber warum drehen 
Völker bisweilen so auf und durch?

***

„Das Volk will diese Gewalt nicht“ 
sagt der Bürgermeister von Osch 
angesichts der Leichen- und Trüm-
merberge, in die das Volk gerade die 
zweitgrößte Stadt des Landes ver-
wandelt hat. Mehr daneben liegen 
kann man allerdings kaum. Denn 
gerade in der Kategorie „Volk“, die 
allseits respektiert wird und an der 
niemand etwas kritisieren mag, liegt 
die Erklärung für die scheinbar „un-
begrei" ichen“ Vorgänge. Egal, wel-
che Unterschiede zwischen einem 
Volkshaufen in Afrika, Zentrala-

Anspruch nehmen zu lassen, und da-
mit eine entscheidende Standortquali-
tät und Wachstumsbedingung stärkt: 
die Billigkeit der Arbeiterklasse.
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sien oder Europa anzutreffen sein 
mögen: Gemeinsam ist all diesen 
Leutemassen, dass sie sich jenseits 
aller individueller Eigenschaften oder 
Klassenzugehörigkeit als Teile eines 
Volks begreifen. Dabei kann diese 
übergreifende Gemeinschaft mehr po-
litisch, rassisch, kulturell oder religi-
ös de! niert sein, auch Vermischungen 
sind üblich („Ich bin in erster Linie 
Amerikaner, aber eigentlich Italie-
ner“, „Ich bin Russe, aber auch Jude, 
bin aber Bürger Kasachstans“ usf.).
Ihre Zugehörigkeit zu einem Volk 
kehren die Menschen auch gerne he-
raus: In einigen Weltgegenden ziehen 
sie sich dazu traditionell an und p" e-
gen ihre althergebrachte Feiertage. 
Moderne Völker jubeln ihren Sport- 
und sonstigen Stars zu, wenn die mit 
ihren Auftritten anderen Völkern Ein-
druck machen. 
Subjekt ist das Volk bei alledem nor-
malerweise allerdings nicht. Das In-
teressante am Volksein ist nämlich, 
dass da nicht Leute zusammen agie-
ren, die sich aus Neigung oder Inter-
esse zusammengetan haben, sondern 
dass sich „Schicksalsgenossen“ im 
gleichen Boot wieder ! nden. Dass 
man zu einem Volk gehört, ist näm-
lich keine freiwillige Angelegenheit. 
Man wird hineingeboren in ein be-
sonderes von anderen abgegrenztes 
Gemeinwesen, in dem alle mögli-
chen „Regeln“ gelten, das Leben un-
ter allerhand „Sachzwänge“ gestellt 
ist, bestimmte Sitten und Gebräu-
che herrschen. Man ist einem Herr-
schaftszusammenhang eingeordnet, 

dem eine Regierungsgewalt vorsteht 
und durch ihren Machtgebrauch im-
mer neue Verlaufsformen verleiht. 
Dadurch, und nur dadurch, dass er 
Objekt derselben Herrschaft ist, wird 
der einzelne Bürger mit allen anderen 
Bürgern zwangsverschwistert, zu ei-
nem Volk zusammengeschweißt. Es 
wird aber in allen Zwangsverbänden 
solcher Art einiges getan, um diesen 
gewaltsam gestifteten Zusammenhang 
von Herrschaft und Volk ideologisch 
zu überhöhen: Bei allen möglichen 
Gelegenheiten wird das Objekt der 
staatlichen Herrschaft, das liebe Volk, 
als eigentlicher Auftraggeber und Be-
günstigter gefeiert und die (angeblich 
oder wirklich) vorstaatliche ethnische, 
sprachliche, traditionale etc. Identität 
des Volks als eigentlicher Kitt des Ge-
meinwesens beschworen.
Was auch immer das einzelne Volks-
mitglied für sich aus diesen Gege-
benheiten zu machen versteht, über 
Anstrengungen, Beziehungen, erwor-
benes oder ererbtes Geld etc. – es ist 
wie jedes andere auch abhängig vom 
und angewiesen aufs Gedeihen des 
national organisierten Miteinander, 
des Gemeinwesens, das einem vor-
ausgesetzt und übergeordnet ist. Die-
se praktische Abhängigkeit, die sie 
nicht ausschlagen können, nehmen die 
Leute wie einen guten Grund, für die 
Staatsnation zu sein, in die es sie ver-
schlagen hat. Mehr noch. Sie stellen 
sich vor, dass zwischen ihnen als Volk 
und „ihrem“ Staat ein ganz besonderes 
Entsprechungs- und Treueverhältnis 
herrscht, das für beide Seiten Rechte 
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und P" ichten stiftet. Sie organisieren 
unter den vorgegebenen Umständen 
ihr „privates Leben“, liefern dem Ge-
meinwesen daraus Steuern und an-
dere Leistungen ab, mit denen dieses 
wiederum seiner Fürsorgep" icht für 
sie nachkommen kann, eben dadurch, 
dass anständig regiert wird. Und ne-
ben und getrennt von dieser alltäglich 
praktizierten Zustimmung bejahen sie 
bei bestimmten Anlässen, nationa-
len Feierstunden oder internationale 
Wettbewerben, explizit, dass sie eine 
große National-Mannschaft sein wol-
len: Sie bekennen sich zu ihrem „Pat-
riotismus“.

***

Gegensätze innerhalb eines Volkes 
sind dadurch natürlich nicht einfach 
aus der Welt. Sie treten aber zurück 
gegenüber der abstrakten Frontlinie 
`Wir oder Ihr´, die ein Volk vom an-
dern scheidet, auch wenn noch gar 
nichts extra Boshaftes im Spiel ist. 
Wenn aber das eigene Dasein als Un-
tertan eines Herrschaftsverbands oder 
das Schicksal der Nation aus irgend-
welchen Gründen prekär wird, wenn 
die gewohnten Ansprüche nicht mehr 
bedient werden, ist rasch ein Über-
gang parat. Dabei wird ungefähr so 
gedacht: Ein einvernehmliches und in-
taktes Verhältnis von Staat und Volk, 
in dem jeder an seinem Platz seine 
P" ichten erledigt, garantiert sowohl 
den einfachen Leuten ihr Leben als 
auch Sicherheit und Erfolg der Na-
tion. Wenn das zu wünschen übrig 

lässt, muss dieses einträchtig-p" icht-
bewusste Verhältnis im Dienst am 
„großen Ganzen“ irgendwie gestört 
worden sein. 
Dieser Gedanke sucht Gründe für das 
eingetretene Missverhältnis durchaus 
auch mal bei der Herrschaft. Der Vor-
wurf lautet dann, dass diese vor ihrer 
eigentlichen Aufgabe versage, weil 
die Regierenden ihre Macht nicht ge-, 
sondern missbrauchen – in Kirgistan 
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wurde vor ein paar Wochen der bis da-
hin herrschende Bakijew wegen Kor-
ruption aus dem Amt geputscht. Vor 
allem aber nimmt das Volk in solchen 
Fällen falsche Fuffziger ins Visier, die 
nach der Logik des national-staatsbür-
gerlichen Denkens eigentlich sowieso 
nicht ins Land und unter die schützen-
de Obhut des Staats gehören. Mit ihrer 
puren Existenz gelten sie als leibhafti-
ger Beweis für eine Störung in dem in-
nigen Verhältnis zwischen dem Staat 
und seinem eigentlichen Volk und 
werden verantwortlich dafür gemacht, 
dass sich ersterer nur unzureichend um 
letzteres kümmert. Ein solches Urteil 
trifft entweder Ausländer, für deren 
Anwesenheit das Volk keinen guten 
Grund erkennen mag, auch wenn der 
eigene Staat sie als Gastarbeiter oder 
aus sonstigen berechnenden Gründen 
ins Land geholt hat. Es trifft aber auch 
Teile der Bevölkerung selbst, die zwar 
seit Jahrzehnten hier ansässig sind, 
ihr Leben gerade so gut oder schlecht 
fristen wie man selbst, aber einer an-
deren Ethnie entstammen. Ihnen wird 
jetzt vorgehalten, letztlich volksfeind-
liche Ambitionen zu verfolgen, sich 
als Fremde ungebührliche Rechte 
herauszunehmen und damit die an-
gestammten Rechte der eigentlichen 
Einheimischen zu unterhöhlen. Wenn 
ein Volk, normalerweise Basis und 
Objekt von Herrschaft, sich am Staat 
vorbei zum Subjekt gegen seinesglei-
chen aufschwingt, in solch giftiger 
Stimmung seine Rechte in die eigene 
Hand nimmt und unter Mitbewohnern 
des gleichen Landstrichs Feinde aus-

macht, denen man es zeigen will, dann 
wird es furchtbar, in Osch genauso wie 
in Hoyerswerda oder anderswo. 

***

Nachtrag zum besonderen Fall 
Kirgistan:

Kirgistan war bis 1991 eine der sech-
zehn Sowjetrepubliken und die erste, 
die ihren Austritt aus der Union der 
Sowjetrepubliken erklärt hat. Seitdem 
legt sich die kirgisische Regierung ge-
hörig dafür ins Zeug, eine kirgisische 
nationale Identität bewusst zu erzeu-
gen. Dazu gehört die Behauptung, 
dass eine kirgisische Nation eigentlich 
schon ewig existiert und jetzt end-
lich den ihr entsprechenden Staat be-
kommen hat, nachdem sie daran über 
Jahrhunderte hinweg be- und gehin-
dert wurde. In diesem Sinne wird die 
gesamte Zeit der Zugehörigkeit die-
ser Region zum alten Zarenreich wie 
zur kommunistischen Sowjetunion 
ziemlich gleichermaßen als Unterdrü-
ckung des authentisch „Kirgisischen“ 
betrachtet. Die bisher allgemein ver-
wendete russische Sprache wird zu-
rückgedämmt und mehr und mehr 
durch das Kirgisische ersetzt, nati-
onale Museen werden entsprechend 
umgestaltet und sollen die angeblich 
zweitausendjährige Geschichte der 
kirgisischen Nation und ihrer Leistun-
gen bebildern. 
Mit dieser Propaganda will der kirgi-
sische Staat seine Unabhängigkeitser-
klärung legitimieren: er behauptet die 
Besonderheit seiner Nation gegenüber 
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den anderen Nationen dieser Welt 
und leitet das aus einer entsprechend 
zurecht gedeuteten Geschichte ab. 
Nach innen schwört er die auf seinem 
Territorium ansässige Bevölkerung 
auf den Standpunkt ein, dass sie nun 
endlich die ihr entsprechende Herr-
schaft bekommt – womit rückwärts 
alle Unzufriedenheit mit den sowjeti-
schen Lebensbedingungen verwandelt 
wird in eine Kritik an unguter Fremd-
herrschaft. Den Standpunkt, dass die 
Kirgisen heilfroh sein können, nun 
endlich in einem Staat der Kirgisen 
zu leben, befördert allerdings bei dem 
damit beglückten Staatsvolk durch-
aus einige unschöne Gehässigkeiten 
gegen Leute anderer ethnischer Her-
kunft. Auf dem Staatsgebiet Kirgistans 
leben neben den ethnischen Kirgisen 
eine ganze Reihe Usbeken (ca. 14%) 
und Russen (ca. 13 %) sowie sonsti-
ge kleinere Gruppen (Dunganen, Ta-
dschiken, Kasachen, Tataren usw.). 
In der Sowjetzeit waren diese Völker 
programmatisch anerkannt worden 
und ihr Zusammenleben unter dem 
Dach der großen SU sollte endlich auf 
der Basis der Gleichberechtigung und 
in friedlichen Bahnen verlaufen. Da-
mit haben sich die sowjetischen Kom-
munisten allerdings einen ziemlichen 
Widerspruch eingerichtet, der – neben 
anderen – am Ende zur Abspaltung 
der früheren Sowjetrepubliken führte: 
„Die sozialistischen Staatsgründer Le-
nin und Mao wollten auch auf diesem 
Feld alles besser machen als die bür-
gerliche Welt. Sie wollten den hässli-
chen Gegensätzen zwischen Völkern 

und Ethnien sowohl zwischenstaat-
lich wie innerhalb eines Staatswesens 
den Boden entziehen. Für letzteres 
sollten einerseits die nötigen materi-
ellen Voraussetzungen durch zivilisa-
torische und entwicklungspolitische 
Fortschritte sorgen. Diese waren – be-
sonders auf dem Felde der Bildung 
– zugleich mit einer ideologischen 
Festlegung auf den neuen Staat ver-
bunden. Die früher übliche Unterdrü-
ckung sollte andererseits einer neuen 
politischen Anerkennung der »natio-
nalen Minderheiten« weichen. Mit all 
dem – so das politische Ideal – sollten 
die national-rassistischen Gehässig-
keiten verschwinden und die Minder-
heiten konstruktiv und loyal in das 
neue Gemeinwesen eingebunden wer-
den. Viele Völker mit ihren traditio-
nellen Besonderheiten und in all ihrer 
bunten Vielfalt sollten das neue sozi-
alistische Gemeinwesen verschönern 
und bereichern.
In westlichen Nationalstaaten war 
und ist es üblich, dieser Politik eine 
besondere Brutalität nachzusagen. 
Angeklagt wird, dass die sozialisti-
schen Staaten damit versucht hätten, 
eine natürliche Lebensäußerung je-
des Menschen, sein nationales Füh-
len, zu eliminieren. Damit bekennen 
allerdings zunächst einmal nur dieje-
nigen, die so reden, wie sehr sie den 
Fehler schätzen, dass Menschen sich 
nicht nur praktisch damit ab! nden, in 
welches Staatswesen, in welche Nati-
on es sie verschlägt, sondern dass sie 
sich damit auch noch willentlich iden-
ti! zieren. Umgekehrt gelten in dieser 
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Sichtweise zivilisatorische Leistun-
gen aller Art als Unterdrückung ei-
nes »Ursprünglichen«. Daran, dass 
Nomadenkinder Lesen und Schreiben 
lernen, islamischen Clangesellschaf-
ten Zwangsverheiratung und brutale 
Unterdrückung ihrer Frauen verboten 
wird oder Jugendliche aus Kirgistan 
oder Tibet zum Studieren nach Lenin-
grad bzw. Beijing geschickt werden, 
will man nichts entdecken können, was 
man als gesellschaftlichen Fortschritt 
oder Nutzen für die betroffenen Indivi-
duen würdigen könnte. In diesem Fall 
– ganz anders als bei den entsprechen-
den Akten von sprachlich-kultureller 
Vereinheitlichung, nationaler Integra-
tion oder politischer Zentralisation in 
den europäischen oder amerikanischen 
Staaten – will man ausdrücklich nur 
den schändlichen Willen eines Staats 
erkennen, der sein Volk nach seinen 
Vorstellungen formt, es für seine In-
teressen benutzt und ihm dafür seinen 
eigentlichen »authentischen« Willen 
abkauft.
Entgegen allen Vorwürfen seitens ihrer 
bürgerlichen Gegner war es allerdings 
leider nicht so, dass die sozialisti-
schen Staaten im Sinne dieser Anklage 
schuldig sind. Sie haben das angeblich 
so natürliche »nationale Denken und 
Fühlen« weder bei ihren Minderhei-
ten noch bei der Mehrheitsbevölke-
rung kritisiert und überwunden, weil 
sie das in einem so kategorischen Sinn 
auch gar nicht wollten. Mit ihrem An-
spruch, als sozialistische die besseren 
Nationen zu sein, haben sich die kom-
munistischen Parteien vielmehr auch 

in dieser Sphäre einen bleibenden 
Widerspruch eingerichtet. Ihre sozia-
listischen Staaten haben sie einerseits 
unnational, im Namen von »Arbeitern 
und Bauern«, ins Leben gerufen; ande-
rerseits haben sie weder aufgehört, Na-
tionen zu sein, noch wollten sie darauf 
verzichten, ihre Menschen im Namen 
eines Vaterlands, jetzt eben des Vater-
lands aller Werktätigen, zu mobilisie-
ren. Noch mehr als die Sowjetunion 
mit ihrer Konstruktion als »Union so-
zialistischer Sowjet (= Räte)republi-
ken« hat die Volksrepublik China ihren 
sozialistischen Staat als Wiedergeburt 
der chinesischen Nation verstanden. 
Zudem haben die sozialistischen Staa-
ten zwar versucht, ihre »nationalen 
Minderheiten« praktisch und geistig 
aus einigen vorgefundenen Abhängig-
keitsverhältnissen zu befreien. Durch 
die gleichzeitig ausgesprochene poli-
tische Anerkennung ihres besonderen 
Status als nationale Minderheiten ha-
ben sie allerdings dem Standpunkt des 
überkommenen ethnischen oder religi-
ösen Denkens, dem sie eigentlich den 
Boden entziehen wollten, seine Exis-
tenz belassen und ihn teilweise sogar 
befördert. Entgegen allen propagan-
distischen Beteuerungen von der »Lö-
sung der Nationalitätenfrage« haben 
sie damit den Widerspruch in die Welt 
gesetzt, die nationale Idee eines Ent-
sprechungsverhältnisses von Volk und 
Staat zu bekräftigen und gleichzeitig 
auf der Zugehörigkeit aller Völker auf 
ihrem Territorium zu ihrem Staatsvolk 
zu bestehen.“ (Zur Nationalitätenfrage 
in: China – Ein Lehrstück)
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Seitdem der kirgisische Staat seine 
politische Unabhängigkeit errungen 
hat, geht es für die übergroße Mehr-
heit der Bevölkerung steil bergab. 
Mit der Au" ösung des ökonomi-
schen Zusammenhangs der alten So-
wjetrepubliken (in dem das Bergland 
Kirgistan die Rolle eines Fleischlie-
feranten spielte und zudem eines der 
beliebten Urlaubs- und Freizeitländer 
war) werden ihre Lebensverhältnisse 
– euphemistisch gesagt# – auf breiter 
Front prekär; regelmäßige Einkom-
mensquellen gibt es wenig, ein gro-
ßer Teil des Volks ist zurückgefallen 
auf den Status von Nomaden, die 
sich mit Pferdezucht durchzuschla-
gen versuchen. Sippen- und Clanbe-
ziehungen und der Zusammenhalt der 
Ethnien werden damit wieder zuneh-
mend wichtig; inzwischen feiern für 
die Frauen Zwangsverheiratungen 
usw. fröhliche Wiederauferstehung. 

„Nach Jahrzehnten dieser widerna-
türlichen Bremsung der Marktwirt-
schaft war es Anfang der 90er dann 
auch für die Kirgisen so weit: Befreit 
vom Zwang zur Kooperation durch 
die staatliche Planung konnten ta-
tendurstige staatliche und private 
Aktivisten der neuen Art der Berei-
cherung endlich loslegen, ihre Repu-
blik in einen nationalen Kapitalismus 
umwidmen und polit-ökonomisch 
so gründlich aufmischen, dass von 
der früheren Produktion und Versor-
gung kaum etwas übrig geblieben 
ist. Die überkommenen Ressourcen 
und produktiven Potenzen sollten 

der kirgisischen und den benachbar-
ten neuen Nationen nun gute Diens-
te tun in der Konkurrenz um echten 
kapitalistischen Geldreichtum; die 
frisch eroberte, national ausschlie-
ßende Verfügung über Teile der 
ehemals vergemeinschafteten Pro-
duktionsmittel gab den neuen Chefs 
die Macht und das gute Recht, ihre 
Nutzung durch die anderen nur gegen 
Zahlung von (Welt-)Geld zuzulassen 
– das sie sich allerdings alle erst noch 
verdienen wollten. So haben sie ein 
pur negatives, erpresserisches Nach-
barschaftsverhältnis eingerichtet: Da 
liefern die einen, die nun exklusiv 
über die Ressourcen der kollektiven 
Energieversorgung verfügen, den lie-
ben Nachbarn Strom oder Gas nur 
noch zu Marktpreisen oder eben nicht 
und legen den Abnehmer lahm, dem 
es an Zahlungsfähigkeit mangelt; die 
anderen schreiten zur Gegenerpres-
sung, nutzen die Wasserressourcen, 
über die sie zufällig verfügen, zur 
Stromerzeugung rücksichtslos gegen 
den Bedarf der landwirtschaftlichen 
Bewässerung anderswo. Statt dem 
erstrebten Geldreichtum schreitet im 
Zuge dieser wechselseitigen Erpres-
sungsmanöver nur der Ruin der ma-
teriellen Grundlagen der Produktion 
voran; bei denen, die – wie Kirgistan 
– weder Öl noch Gas in nennenswer-
tem Umfang zu verkaufen haben, na-
türlich auch die Verschuldung. Die 
Instandhaltung der wasser- und ener-
giewirtschaftlichen Einrichtungen ist 
darüber zum Problem geraten, und 
die Methoden der Geldbeschaffung 
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von unten leisten auch ihren Beitrag 
zu dem Zerstörungswerk. Die kirgisi-
sche Agrarwirtschaft, für die mit Auf-
lösung der Union und dem Aufbruch 
in die marktwirtschaftliche Freiheit 
Zulieferungen und Abnehmer entfal-
len sind, durfte sich gesundschrump-
fen, ebenso wie das realsozialistische 
Kur- und Erholungssystem, dem die 
Gäste abhanden gekommen sind. So 
werden aus den ehemaligen Kolchos-
Mitgliedern innerhalb weniger Jahre 
wieder „echte Kirgisen“, die zu ihrem 
Acker reiten, weil es keine Traktoren 
mehr gibt. Und die wieder wie „echte 
Nomaden“ in abgelegenen Bergge-
genden „ganz naturverbunden“, „den 
Jahreszeiten folgend“ ihr Vieh hüten. 
Die Erschließung Kirgistans durch 
ausländisches Kapital ist bis auf eini-
ge wenige Ausnahmen ausgeblieben, 
was eindeutig beweist, wie marode 
die dortigen Betriebe immer schon 
gewesen sein müssen und dass es 
keinen zu wundern braucht, wenn sie 
jetzt als Industrieruinen herumstehen. 
Aber es gibt natürlich auch Erfolge 
der marktwirtschaftlichen Wende: 
Eine kanadische Firma betreibt das 
wichtigste Unternehmen des Landes, 
die Goldmine Kumtor, und stiftet mit 
den Lizenzgebühren einen Großteil 
der kirgisischen Staatseinnahmen; 
die Billigkeit der Arbeitskräfte, vor 
allem aber die Lizenz zur rücksichts-
losen Ruinierung des Tienschan-Ge-
birges, erlauben auf einer Höhe von 
fast 4000 m tatsächlich ein pro! ta-
bles Geschäft. Der Rest der Nation 
kommt im Rahmen von Katastro-

phenmeldungen zur Sprache, wenn 
z.B. Untergliederungen der UNO die 
Ausdehnung von Tuberkulose und 
Analphabetismus oder Menschen-
rechtsverstöße beklagen, Kinder- und 
Häftlingsarbeit, ein Menschenhandel, 
bei dem u.a. Arbeitssklaven in die ka-
sachische Wirtschaft verkauft wer-
den. Auch für Umweltkatastrophen 
ist das Land geeignet: Experten war-
nen, dass Halden mit radioaktivem 
Abraum aus dem Uran-Abbau, für 
deren Unterhalt kein Geld vorhan-
den ist, durch Erdrutsche in Flüsse 
geraten und Zentralasien verseuchen 
könnten, und Regierungsstellen ver-
suchen, internationale Gelder zu 
organisieren.“ (aus: Umsturz in Kir-
gistan, Gegenstandpunkt 2/05)
Die Krise ihres Gemeinwesens eben-
so wie ihre beschissenen Lebens-
verhältnisse  - als wäre das ein und 
dasselbe -  legen die Leute einerseits 
ihrer Herrscherclique zur Last („Kor-
ruption“), vor allem aber den anderen 
Ethnien. Im Norden, der Hauptstadt 
Bischkek, hasst man die Russen, die 
dort als Abkömmlinge der alten Ver-
waltung, als Wissenschaftler usw. 
hängengeblieben sind. Im Süden 
hasst man die Usbeken, die Acker-
bau und die Bazare betreiben und als 
reicher gelten als die „ehrlichen Kir-
gisen“. Und alle zusammen hassen 
die geschäftstüchtigen Chinesen, die 
inzwischen den Handel mit den Din-
gen des täglichen Bedarfs ziemlich 
komplett beherrschen. Insgesamt also 
eine tolle Tendenz zur Steigerung der 
Völkerverständigung. 
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"A threatended way of life"
oder: 

Eine Ölkatastrophe als Systemfrage

Im Golf von Mexiko explodiert die 
Bohrinsel 'Deepwater Horizon'. Aus 
dem Bohrloch " ießen monatelang rie-
sige Mengen Öl ins Meer, gelangen 
an die Küste und ruinieren in mehre-
ren Bundesstaaten zusammen mit der 
Umwelt die Lebensgrundlagen großer 
Bevölkerungsteile. Nach Auskunft der 
Fachleute ist dies die größte Umwelt-
katastrophe in der Geschichte Ameri-
kas - für den Präsidenten des Landes 
ein gebotener Anlass, in einer Rede an 
die Adresse seiner Nation jedermann 
die Bedeutung dessen vor Augen zu 
stellen, was sich an der Golfküste ge-
rade abspielt:
„Während wir hier sprechen, blickt 
unsere Nation auf eine Vielzahl von 
Herausforderungen. Zuhause ist unse-
re höchste Priorität die Erholung und 
der Wiederaufbau nach einer Rezessi-
on, die das Leben nahezu jeden Ame-
rikaners betroffen hat. Im Ausland 
bekämpfen unsere tapferen Männer 
und Frauen in Uniform Al Qaida, wo 
immer sie existiert. Und heute Abend 
kehrte ich von der Golfküste zurück, 
um mit Ihnen über den Kampf zu spre-
chen, den wir gegen eine Ölpest füh-
ren, welche unsere Küsten und Bürger 
bedroht.“ (Dieses und alle folgende 
Zitate aus der Rede Obamas an die 
Nation v. 15. 6. 2010)
Wenn der amerikanische Präsident 

seine Nation bei der Bekämpfung ei-
nes Ölteppichs in einem   ähnlichen 
Kampf wie den verstrickt sieht, den 
sie sich zur Wiederherstellung ihrer 
durch die Krise beschädigten Finanz- 
und Wirtschaftsmacht vorgenommen 
hat, und der wiederum auf einer Ebe-
ne mit dem liegt, den sie auf diversen 
Kriegsschauplätzen zur Eliminierung 
ihrer Feinde seit längerem führt, dann 
ist eines sicher richtig: Der Mann haut 
ordentlich aufs Blech. Seine gelinden 
Übertreibungen als bloß rednerisches 
Pathos abtun, sollte man gleichwohl 
nicht. Immerhin macht da der Füh-
rer der Nation seine Landsleute mit 
seiner maßgeblichen Sicht der Dinge 
bekannt, also damit, wie auch sie das 
Desaster am Golf zu würdigen haben, 
und da ist dessen Einordnung in der 
der Kategorie der größten anzuneh-
menden nationalen „Herausforderun-
gen“ eines jedenfalls zu entnehmen: 
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Für ihn geht der Schaden, den das Öl 
anrichtet, weit über alles hinaus, was 
Küsten und Bürger, Fischindustrie und 
die Tourismusbranche an Schäden zu 
verzeichnen haben – die Nation insge-
samt ist in den Augen ihres Präsiden-
ten von der Ölpest am Golf essentiell 
bedroht. Die Bewältigung der Heraus-
forderung, die Obama vorschwebt, 
nimmt daher auch an allem anderen 
Maß als an der Restaurierung der von 
dem Unfall bedrohten Lebensgrund-
lagen. Sie verlangt vielmehr, dass 
Amerika die Lektionen versteht und 
politisch beherzigt, die diesem - erst 
Bin Laden, dann die Krise... – erneu-
ten  Schicksalsschlag nach Auffassung 
des Präsidenten zu entnehmen sind.   

Lektion No 1:
Ölschwaden im Golf – eine „äußerst 
schmerzliche und machtvolle Mah-
nung“ zum „Change“ in der Energie-
politik

Der Präsident eröffnet den einseitigen 
Diskurs mit seinem Volk per Rück-
griff auf das bewährte Muster, wonach 
immer dann, wenn im Kapitalismus 
kleinere oder größere Katastrophen zu 
verzeichnen sind, sich selbstverständ-
lich die Ordnungsmacht dazu aufge-
rufen sieht, derart unwillkommene 
Vorkommnisse in Zukunft zu verhin-
dern. Wenn sie schon die Instanz ist, 
die jede Menge unternehmerische Ri-
sikofreude beim lukrativen Ölgeschäft 
gestattet, dann sollen die Au" agen, 
unter denen sie dies tut, bitteschön 
schon auch so aussehen, dass das Ge-

schäft störungsfrei vonstatten geht:
„Eine der Lektionen, die wir gelernt 
haben aus dem Leck, ist die, dass wir 
bessere Regelungen, Sicherheitsstan-
dards und ihre bessere Vollstreckung 
bei Offshore-Bohrungen brauchen.“ 
Das Versprechen abgehakt, dass beim 
Bohren im Meeresboden demnächst 
alles gut laufen wird, muss der Prä-
sident sein Volk allerdings vor einem 
allzu trügerischen Wiegen in Sicher-
heit warnen: Amerika hat, Sicherheits-
standards hin, deren Vollstreckung 
her, auch in Zukunft mit all den Risi-
ken, die die Ölkonzerne bei der ren-
tablen Ausbeutung dieses begehrten 
Rohstoffs tief unterm Meeresboden 
nun einmal eingehen, zu leben. Denn 
die gehorchen bei ihren ambitionier-
ten Vorhaben nur dem ganz selbst-
verständlichen marktwirtschaftlichen 
Gebot, einen Nachfrageüberhang zu 
decken, und der wiederum resultiert 
aus dem Umstand, dass das Land mehr 
Öl verbraucht, als es herumliegen hat:    
„Aber eine umfassendere Lehre ist, 
dass, so sehr wir auch unsere Regulie-
rung verbessern mögen, Ölbohrungen 
heute größere Risiken einschließen. 
Schließlich ist Öl eine endliche Res-
source. Wir verbrauchen mehr als 20 
% des Weltöls, aber haben weniger als 
2 % der Weltölreserven. Das ist einer  
der Gründe, weshalb Ölgesellschaften 
eine Meile unter der Wasserober" ä-
che nach Öl bohren - weil Land- und 
Schelf-Vorkommen knapp werden.“
Die Lehre, die der Präsident aus dem 
geplatzten Bohrloch zieht, gerät in 
der Tat ziemlich umfassend. An der 
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Ölkatastrophe im Golf von Mexiko 
wird für ihn überhaupt nicht nur das 
Risiko manifest, das die Konzerne bei 
ihren Geschäften eingehen und das 
mit „besseren Regelungen“ in den 
Griff zu bekommen wäre. Die sollen 
durchaus her, aber sie schaffen Ge-
fährdungslagen der aktuell zu besich-
tigenden Dimension schon deswegen 
nicht aus der Welt, weil sie an das Ri-
siko gar nicht heranreichen, das der 
Chef der Nation in ihrem Verbrauch 
dieser „endlichen Ressource“ aus! n-
dig gemacht hat: Weil das Land sich 
bei seiner Konsumtion des Rohstoffs 
weder an dessen Endlichkeit noch an 
den Schwierigkeiten seiner Gewin-
nung orientiert, gehen die Ölkonzer-
ne bei ihren Bemühungen, seine nicht 
enden wollenden Versorgungsnöte zu 
befriedigen, die dabei unvermeidli-
chen Risiken im Namen der Nation 
ein. Dafür erhält sie in Gestalt des 
oil-spills gerade die Quittung. Obama 
allerdings hätte die Katastrophe gar 
nicht gebraucht, um seine 'Lehre' aus 
ihr zu ziehen. Was man aus ihr lernen 
kann, hat er schon immer gewusst, 
was er, ohne die Form des nationalen 
„Wir“ zu verlassen, seinen Vorgänger-
regierungen ausdrücklich hinreibt:    
„Seit Jahrzehnten wissen wir, dass die 
Tage des billigen und leicht erreichba-
ren Öls gezählt sind. Seit Jahrzehnten 
haben wir darüber geredet und gere-
det, dass Amerikas jahrhundertelange 
Sucht nach fossilen Brennstoffen be-
endet werden muss. Und Jahrzehnte 
hindurch haben wir es versäumt, mit 
dem Bewusstsein der Dringlichkeit 

dieser Herausforderungen zu handeln. 
Immer wieder ist der  Weg vorwärts 
blockiert worden - nicht allein durch 
die Lobbyisten der Öl-Industrie, son-
dern auch durch fehlende politische 
Courage und Aufrichtigkeit.“
Das Desaster beim Bohren nach Öl 
steht für das Verhängnis, dass die Na-
tion noch immer nach fossilen Brenn-
stoffen süchtig ist, und diese Sucht mit 
ihren schlimmen Folgen dokumentiert 
die noch weit schlimmere P" icht-
versäumnis all seiner Vorgänger, das 
Land von seiner Abhängigkeit nicht 
entwöhnt zu haben. Dazu hat ihnen in 
der Sicht des amtierenden Präsidenten 
das Rückgrat gefehlt, das er natürlich 
hat. Statt der Nation „den Weg vor-
wärts“ zu bereiten, haben sie in der 
Lobby nur getan, was sie immer tun, 
und derart Wohl und Wehe der Nation 
den Privatinteressen der Ölkonzerne 
überantwortet. Die Folgen dieser Ver-
antwortungslosigkeit an höchster Stel-
le sind dermaßen fatal, dass sie vom 
Golf von Mexiko bis nach China, den 
Nahen Osten und wieder zurück zu 
Amerikas Allerheiligstem reichen:   
„Die Konsequenzen unserer Untä-
tigkeit liegen jetzt offen zutage. Län-
der wie China investieren in saubere 
Energie-Arbeitsplätze und Industrien, 
die hier in Amerika sein sollten. Jeden 
Tag opfern wir beinahe eine Million 
unseres Reichtums auswärtigen Län-
dern für ihr Öl. Und heute, wenn wir 
den Golf betrachten, sehen wir einen 
ganzen way of life durch eine drohen-
de Wolke schwarzen Rohöls bedroht.“ 
In ihrer engstirnigen und verantwor-
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tungslosen Fixierung auf die Ener-
giequelle Öl hat sich, so sieht es ihr 
Präsident, die führende Welt- und 
Weltwirtschaftsmacht selbst ins Ab-
seits manövriert. Der hat etwas läuten 
hören von einem vielversprechenden 
Zukunftsmarkt alternativer Energien, 
geht wie von selbst davon aus, dass 
natürlich sein Land den strategisch 
zu besetzen und zum Mittel des ei-

rika den Handel treibt, der sich auf 
seinem Konto zum De! zit saldiert, so 
fallen dem Präsidenten bei der Gele-
genheit gleich noch ein paar „auswär-
tige Länder“ sehr unangenehm auf. 
An sich, das ist ihm sonnenklar, ist 
das Geld der Nation ja sowieso nur 
zur Mehrung amerikanischer Macht 
und amerikanischen Reichtums da 
– und wer bereichert sich mit ihm in 

genen Geschäftserfolg herzurichten 
hat – und was muss er registrieren? 
Ausgerechnet der ohnehin schon viel 
zu mächtige Konkurrent an der pazi-
! schen Gegenküste ist es, der diesen 
Markt in seinen Griff genommen und 
Industrien hingestellt hat, die eigent-
lich nach Amerika gehören# Was den 
Rest der Welt betrifft, mit dem Ame-

Wahrheit? An andere wird es wegge-
zahlt, und zwar an solche, die sich mit 
ihm bloß an der Abhängigkeit Ameri-
kas von dem Stoff mästen, der bei ih-
nen verbuddelt ist# Und kaum macht 
sich die Nation dann an einen Notbe-
helf und versucht, sich wenigstens ein 
Stück weit von dem Zugriff zu befrei-
en, den Scheichs und andere Parasi-
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ten derart bequem auf ihren Reichtum 
nehmen, wird für ihren Präsidenten 
in Gestalt des im Golf schwimmen-
den Ölteppichs nur ein weiteres Mal 
offenbar, dass die Nation ihre exis-
tenziellen Lebensgrundlagen nicht im 
Griff hat: Nichts Geringeres als den 
für Amerika so typischen 'way of life', 
das Ensemble aller bewährten Sitten 
und Gebräuche, die den Kapitalismus 
made in USA  zur Weltführungsmacht 
gebracht haben, sieht er dort auf dem 
Spiel stehen#
Derart stilisiert Obama die größte 
Umweltkatastrophe der Nation zur 
Manifestation der katastrophalen 
Lage, in der die sich überhaupt be! n-
det. Die Unterlassungssünden seiner 
Vorgänger beim Kampf um den Ener-
giemarkt der Zukunft dramatisiert er 
zum Vaterlandsverrat und wirft sich 
schützend vor alle noch ungeborenen 
Generationen - „wir können unsere 
Kinder nicht dieser Zukunft anver-
trauen“ -, nimmt seine Landsleute 
dann aber selbstverständlich gleich 
wieder an die Hand. Denn die Zu-
kunft muss sich ja ändern, und das tut 
sie auch - schon jetzt, unter der Füh-
rung dieses Präsidenten:  
„Die Tragödie an unserer Küste ist 
äußerst schmerzliche und machtvolle 
Mahnung, dass jetzt die Zeit gekom-
men ist, eine saubere Energie-Zu-
kunft in Angriff zu nehmen. Jetzt ist 
der Moment für diese Generation ge-
kommen, sich der nationalen Mission 
zu stellen, Amerikas Erneuerung an-
zupacken und unser eigenes Schicksal 
in die Hand zu nehmen.“

Wie zur Trauerspiel die Katharsis, so 
gehört zum Aufbruch der Nation aus 
schweren Zeiten eine leuchtende Mis-
sion und ein Führer, der sie an dieser 
dritten Front ihrer Kämpfe entschlos-
sen zum Erfolg zu leiten verspricht. 

Lektion No. 2: 
Die ganze amerikanische Lebens-
art ist in der Krise – ein Auftrag für 
„Change“ bei politischen Verantwor-
tungsträgern

Der Mann war vor Ort, weiß also ge-
nau, wovon er redet:
„Sie wissen, dass für Generationen 
hindurch Männer und Frauen, für die 
diese Region ihre Heimat ist, vom 
Wasser gelebt haben. Dieses Leben 
steht nun auf dem Spiel. (…) Die 
Traurigkeit und  Ärgernis, die sie ver-
spüren, betrifft nicht nur das Geld, das 
sie verloren haben. Es ist die beklem-
mende Angst, sie könnten ihren 'way 
of life' verloren haben.“  
Krabben! scher und Austernsammler 
in der dritten bis fünften Generation 
– das sind für den Präsidenten vor al-
lem eines: Die lokaltypische Ausgabe 
der Lichtgestalt, die als hard working 
American redlich gegen andere um 
seinen Erfolg kämpft, sich um sich 
selbst kümmert, alle Niederlagen 
wegsteckt  und zusammen mit allen 
anderen, die mit den Mitteln, die sie 
haben, dasselbe tun, das Lebensprin-
zip exekutiert, das Amerika groß ge-
macht hat. Dem Chef dieses Landes 
sind sie darin ein so großes Wohlge-
fallen, dass er ihren ökonomischen 
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Schaden gleich als Fall eines viel ge-
nerelleren, das ganze Land bedrohen-
den Schadens verstanden wissen will, 
der im Verlust der uramerikanischen 
Lebensart bestehen soll. Die zu retten 
ist der Präsident schon unterwegs, und 
zwar genau an der Stelle, von der die 
Bedrohung seiner Auffassung nach 
ausgegangen ist: 
„Eine Stelle, an der wir bereits zu 
handeln begonnen haben, ist die Ins-
titution, die mit der Regulierung von 
Bohrungen und der Vergabe von Er-
laubnissen befasst ist, bekannt als 'Mi-
nerals Management Service'. Während 
der letzten zehn Jahre ist dieses Büro 
zum Sinnbild einer verfehlten Philo-
sophie geraten, die allen Regulierun-
gen feindselig gegenüberstand – eine 
Philosophie, derzufolge Firmen nach 
ihren eigenen Regeln spielen und sich 
selbst überwachen sollten. (…) Staats-
sekretär Salzar und ich besetzen dieses 
Büro mit einer neuen Führungsspitze 
(…), um eine Organisation einzurich-
ten, die als Wachhund der Ölindustrie 
handelt – und nicht als ihr Partner.“
Eine Kultur der Verantwortungslo-
sigkeit soll bei der Kontrolle über das 
Ölgeschäft eingerissen sein, mit den 
verkehrten Interessen habe die Auf-
sichtsbehörde paktiert; eine „regulie-
rungsfeindliche“ Verwaltung habe die 
De! nition der Geschäftsregeln aus der 
Hand gegeben und ihre Amtsp" ich-
ten verletzt - die es, wie man sieht, 
doch gerade dazu braucht, damit jeder 
„hardworking ! scherman“ unter fai-
ren Verhältnissen für sich sorgen, der 
american way of life sich frei entfalten 

kann - und auch im Big Business si-
chergestellt ist, dass alles, was für BP 
und die anderen Großkonzerne gut ist, 
auch wirklich gut für Amerika ist# 
So stilisiert sich der Präsident zum 
! sherman's friend und zum Retter 
ihres und des Lebensstils aller ande-
ren guten Amerikaner - und damit 
zugleich zum entschlossenen Kämp-
fer gegen alle auf der anderen Seite, 
die ihm gleich wieder linke Kontroll-
wut, unamerikanische Geschäftsschä-

digung und damit die Schuld an der 
Krise vorhalten, die er angeblich be-
kämpft: An denen kritisiert Obama, 
sie paktierten mit falschen privaten 
Interessen, statt für vernünftige Spiel-
regeln der Konkurrenz zu sorgen. 
Wer sich dieser Vernunft verweigert, 
hängt, so Obama, einer „verfehlten 
Philosophie“ an, die Amerikas erfolg-
reichen Aufbruch in die Zukunft ge-
fährdet und durch Kumpanei mit dem 
Big Business schon jetzt Amerikas ge-
sunde Zivilgesellschaft zu unterminie-
ren droht, die das Land so groß und 
mächtig gemacht hat. 
Nimmt man den sachlichen Kern der 
aufgeblasenen Inszenierung des Un-
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falls am Golf und seiner  ausgrei-
fenden Deutung durch den Chef der 
Nation zur Kenntnis, ist zumindest 
klar, was das alles nicht bedeuten 
soll: Die goldene Regel, wonach der 
Staat am besten damit fährt, wenn er 
die privaten Interessen seiner Bürger 
in die Konkurrenz um ihren Erfolg 
entlässt und sich bei deren Beaufsich-
tigung auf den Grundsatz beschränkt, 
dass es in der fair zugeht, wird vom 
Präsidenten keineswegs aus den An-
geln gehoben; das innige Zusammen-
wirken von Big Business und Politik 
soll schon auch in Zukunft für den Er-
folg der Nation sorgen. Woran er sich 
im Fall BP offenbar stört, ist, dass 
eine staatliche Behörde anscheinend 
ihre Kontrolle nicht ordentlich ausge-
übt hat – hätte sie es, wäre im Golf ja 
beim Bohren nichts schief gegangen. 
Deswegen will der Chef der Nation 
ab sofort für mehr Kontrolle bei allen 
Unternehmungen sorgen, die für ein 
- ja nach wie vor nötiges – erfolgrei-
ches Bohren nach eigenem Öl unab-
dingbar sind. Aber musste der Mann 
dafür und für die Ankündigung einer 
neuen Energiepolitik das Maul so voll 
nehmen?

Lektion No. 3:
 Yes, we can#

Vielleicht kann er ja nicht anders. 
Aber der hohe Ton der nationalen 
Schicksalsentscheidung in der Ener-
giefrage anlässlich des Ölunfalls, die 
übertreibenden Verallgemeinerungen 
seiner Ursachen zum Beispiel einer 

falschen Regierungs-Philosophie: 
Das scheint dem Chef der Weltmacht 
offenbar angebracht im Hinblick auf 
die Lage seiner Nation. Seine Theat-
ralik steht für die politisch-materiel-
le Sicht der Dinge im Weißen Haus, 
und da stiftet Amerikas Zustand of-
fenkundig Unzufriedenheit bei sei-
nen aktuellen Führern, halten die den 
Stand der weltweiten Energiekonkur-
renz langfristig für nicht bekömmlich 
für Reichtum und Macht der USA. 
Diese Bedenken betreffen sachliche 
Bedingungen des amerikanischen 
Weltmachtstatus, weshalb der Prä-
sident es für unbedingt angemessen 
hält, die schwersten Kaliber der nati-
onalistischen Agitation aufzufahren, 
wenn er um Gefolgschaft für seine 
Energiepolitik wirbt, im selben Zug 
die kongenial fundamentalistischen 
Attacken der Opposition abwehren 
und die Massen auf die Kosten und 
Opfer vorbereiten will, die der Weg 
aus der Wirtschaftskrise und der künf-
tige Erfolg in der Weltmachtkonkur-
renz fordern wird. Wenn dem Volk 
wieder einmal eine neue „Mission“ 
der Nation verkündet wird, dann ist 
tatsächlich die Vermittlung abstrak-
ter Zuversicht gefragt, und, auch das 
ist typisch für Amerika, die Abru-
fung des haltlosen Vertrauens in die 
Erfolgstradition des Gemeinwesens. 
Dafür ist Obama Spezialist: 
„Jeder von uns hat seine Rolle zu 
spielen in einer neuen Zukunft, von 
der wir alle pro! tieren. So, wie wir 
uns von dieser Rezession erholen, 
hat auch der Übergang zur saube-
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ren Energie das Potential, für das 
Wachstum unserer Ökonomie und 
die Schaffung von Millionen von 
Jobs zu sorgen – aber nur dann, wenn 
wir diesen Übergang beschleunigen. 
Nur wenn wir den Moment ergreifen. 
Und nur wenn wir uns zusammentun 
und geschlossen als Nation handeln 
– Arbeiter und Unternehmer, Wissen-
schaftler und Bürger, der private und 
der öffentliche Sektor.“
Der Befreiungsschlag, mit dem Oba-
ma seiner Nation zur Rolle der welt-
führenden Wirtschaftsmacht zurück 
verhelfen will, ist, zumindest was 
seine moralische Wucht betrifft, un-
geheuer. Er ist nicht nur dringend ge-
boten: Er ist auch möglich# Man muss 
ihn nur zügig anpacken; jetzt gleich; 
und mit allen zusammen – schon ist 
er geschehen, schon hat Amerika 
Millionen von Arbeitsplätzen mehr 
und den Weltmarkt für saubere Ener-
gie im Griff. Große Träume zu träu-
men und eisern an ihren Erfolg zu 
glauben - das gehört eben auch in den 
Traditionsbestand des american way 
of life, dem Mr. Yeswecan zu neuer 
Weltgeltung verhelfen will: 
„Die einzige Antwort, mit der ich 
mich nicht zufrieden gebe, ist die Vor-
stellung, dass diese Herausforderung 
irgendwie zu groß und zu schwie-
rig wäre, ihr zu begegnen. Wie Sie 
wissen, wurde dasselbe über unse-
re Fähigkeit gesagt, im II. Weltkrieg 
ausreichend Flugzeuge und Panzer zu 
produzieren. Dasselbe wurde gesagt 
über unsere Fähigkeit, Wissenschaft 
und Technologie in den Dienst zu 

spannen, einen Menschen sicher auf 
der Ober" äche des Mondes landen zu 
lassen. Und  immer wieder und wie-
der haben wir uns mit den armseligen 
Grenzen des überkommenen Wissens 
nicht zufrieden gegeben. Im Gegen-
teil: Was uns seit unserer Gründung 
als Nation bestimmt hat, war unser 
Vermögen, unser Schicksal zu ge-
stalten – unsere Bestimmung, für das 
Amerika zu kämpfen, das wir für un-
sere Kinder wollen. Selbst wenn wir 
unsicher sind, wie es genau aussieht. 
Selbst wenn wir noch gar nicht genau 
wissen, wie wir es erreichen können. 
Wir wissen, wir werden es erreichen.“
Diese Nation bewältigt einfach alles, 
was ihr das Schicksal an Herausfor-
derungen aufbürdet, und zwar deswe-
gen, weil sie sich dies entschlossen 
vornimmt. Sie muss dazu noch nicht 
einmal genau wissen, was das ist, was 
sie bewältigt; auch nicht, wie sie es 
bewältigen soll, und schon gar nicht, 
was sie davon hat, wenn sie es bewäl-
tigt hat. Wenn Amerikas Pioniere 'go 
west#' sagen, ist Amerika früher oder 
später einfach dort. Wenn diese Na-
tion einen Krieg gewinnen will, baut 
sie viele Panzer und gewinnt ihn. 
Und so, wie schon die Mondlandung 
nur die Determination dieser Nation 
bestätigt hat, mit jeder ihrer Kraftan-
strengungen auch immer schon den 
von ihr dabei ins Auge gefassten Er-
folg zu garantieren, so ist es auch in 
diesem Fall: Wenn God's own count-
ry sich auf saubere Energie umstellt, 
gehört ihm morgen der ganze Welt-
markt. 
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Politische Diskussion: 

Diskussionstermine 

der

politischen gruppe erfurt/jena

Jena: ca. alle 2 Wochen donnerstags 
  19.00 Uhr in der Umweltbibliothek  
  Jena, Schillergässchen 5, 1. OG

Erfurt:  Ab dem Wintersemester 2010/11   
  im Café Aquarium an der 
  FH Erfurt, Altonaer Straße 25 
  

(Themen und Termine jeweils aktuell bei pg.blogsport.de)


